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Beitragsfunktionen:

Ministerpräsident bezieht Stellung

Platzeck: Zwangskollektivierung in der DDR war Unrecht

Potsdam - Im Streit über die Bewertung der Zwangskollektivierung vor 50 Jahren hat sich Brandenburgs Ministerpräsident Matthias Platzeck (SPD) klar von dem damals begangenen Unrecht gegen die DDR-Bauern distanziert. Ohne Wenn und Aber gelte der Respekt der Landesregierung den damaligen Opfern, sagte Platzeck in einer Sondersitzung des Hauptausschusses des Landtages heute in Potsdam.

Gleichzeitig nannte er den Vorwurf der Opposition „völlig aus der Luft gegriffen”, dass die rot-rote Koalition hier eine unklare Haltung vertrete. Dies grenze an Verleumdung. Oppositionspolitiker blieben teilweise bei ihrer Kritik. Dpa
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